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ZEITGESPRÄCH

Zehn Jahre Umweltpolitik
Vor zehn Jahren legte die Bundesregierung ein Umweitprogramm vor. Was ist in diesen zehn Jahren an 
Umweltschutz erreicht worden? Wo liegen heute die strittigen Punkte? Wie soll die Umweltpolitik der 80er 
Jahre aussehen?

Gerhart Rudolf Baum

Zehn Jahre Umweltschutz -  eine Bilanz

Vor zehn Jahren hat die Bundes­
regierung zum ersten IVlale in 

der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland ein Umweltprogramm  
vorgelegt. Damals war der Gedan­
ke erst wenigen vertraut, daß die 
Steigerung von Produktion und 
Verbrauch zu einer fortschreiten­
den Belastung von Wasser, Boden, 
Luft und Landschaft geführt hatte 
und weiterhin führen würde und daß 
dringend Maßnahmen zu ergreifen 
waren, um eingetretene Schäden 
zu beseitigen und um weitere Schä­
den zu vermeiden.

Heute, zehn Jahre später, ist all­
gemein bekannt und unbestritten: 
Wasser, Boden und Luft sind für un­
sere Industriegesellschaft zuneh­
mend zu Engpaßfaktoren gewor--" 
den. Gedankenlose Verschwen­
dung von wertvollen Rohstoffen 
muß aufhören. Artenvielfalt und un­
beschädigte Landschaft müssen 
erhalten bleiben. Umweltpolitik, al­
so genaugenommen d e r ,,Maßstab 
Natur“ , wird immer mehr zum Test­
fall sowohl für die Fähigkeit, unsere 
hochtechnisierte Industriekultur zu 
stabilisieren, als auch zur Bewäh­
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rungsprobe für unsere demokrati­
sche Verfassungsordnung und für 
unsere freie Wirtschaftsordnung.

Die Bilanz der Umweltpolitik ist -  
gemessen an der Ausgangslage 
Anfang der 70er Jahre und gemes­
sen an den vielfältigen Widerstän­
den -  insgesamt positiv. In einigen 
Bereichen hat es deutliche Verbes­
serungen gegeben, in anderen Be­
reichen sind Verschlechterungen 
verhindert worden, und dies vor 
dem Hintergrund einer Steigerung 
der Produktionstätigkeit, einer Stei­
gerung des Konsums, insbesonde­
re auch vor dem Hintergrund einer 
¡erheblichen Zunahme der Zahl der 

‘ Kraftfahrzeuge in unserem Lande.

Viele Daten aus dem Bereich der 
Luftreinhaltung, des Gewässer­
schutzes, der Abfallwirtschaft und 
der Lärmbekämpfung belegen die­
se positive Einschätzung.

Luftreinhaltung

Die Bleibelastung der Luft in den 
Zentren der Großstädte ist gegen­
über 1970 um mehr als 65 % zu­
rückgegangen. In den letzten Jah­

ren sind die gesamten Staub- und 
Rußemissionen auf weniger als die 
Hälfte gesunken. Die Schwefel­
dioxidemissionen konnten im glei­
chen Zeitraum, also von 1970 an, 
konstant gehalten werden, obwohl 
in der gleichen Zeit der Primärener­
gieverbrauch um ca. 50 % gestie­
gen ist.

Diese Daten belegen: Das um­
fassende rechtliche Instrumenta­
rium, insbesondere des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes, das im 
letzten Jahrzehnt geschaffen wur­
de, hat in weitem Umfange gegrif­
fen. Es wird durch internationale 
Regelungen flankiert: z. B. durch 
die Schwefeldioxid-Richtlinie der 
EG und die ECE-Konvention gegen 
weiträumige, grenzüberschreiten­
de Luftverschmutzung.

Dennoch ist die Luftverunreini­
gung durch Kfz-Abgase, insbeson­
dere in den Ballungsgebieten, trotz 
Anstrengungen der Automobilindu­
strie nicht wesentlich besser gewor­
den. Die Zunahme der Kfz-Zulas- 
sungen hat die geringen Fortschrit­
te aufgezehrt.
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Gewässerschutz

Auch die Gewässerschutzpolitik 
hat positive Ergebnisse gezeigt: So 
weisen beispielsweise die früher 
stark belasteten Strecken des 
Rheins eine deutliche Verbesse­
rung vor allem im Sauerstoffgehalt 
und in der gesamten organischen 
Belastung auf. Die Belastung des 
Bodensees ist merklich vermindert 
worden. W ir können heute eine 
Verbesserung der Gewässergüte 
vor allem im Uferbereich feststellen. 
Heute werden bereits 65 % der Ab­
wässer in öffentlichen Kläranlagen 
vollbiologisch gereinigt, im Jahre 
1969 waren es nur 35 %.

Der im letzten Jahrzehnt ge­
schaffene wasserrechtliche Rah­
men, bestehend vor allem aus 
Wasserhaushaltsgesetz, Abwas­
serabgabengesetz und Waschmit­
telgesetz, hat bereits seine Wirkung 
gezeigt. Er wird es in Zukunft noch 
verstärkt tun, insbesondere da das 
Abwasserabgabengesetz erst im 
Laufe der nächsten Jahre seine vol­
le Wirkung entfalten wird.

Soweit die in der Verfassung ge­
regelte Kompetenzverteilung zwi­
schen Bund und Ländern dies zu­
läßt, hat die Bundesregierung den 
Gewässerschutz auch mit finanziel­
len Hilfen vorangetrieben. Das her­
vorstechendste Beispiel dafür ist 
das Rhein-Bodensee-Programm. 
Wir haben zur Sanierung dieser 
Gewässer im Zeitraum von 1972 bis 
1976 150 Mill. DM und im Zeitraum 
von 1977 bis 1981 im Rahmen des 
Programms für Zukunftsinvestitio­
nen weitere 800 Mill. DM von Bun­
desseite zur Verfügung gestellt. Al­
lein aufgrund dieses zweiten Pro­
gramms wurden Investitionen in 
Höhe von etwa 3 Mrd. DM bewirkt.

Abfallbeseitung

Die Bundesrepublik liegt in der 
Abfallbeseitigung wie in der Abfall­
verwertung in technischer und or­
ganisatorischer Hinsicht internatio­
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nal mit an der Spitze. Aus ca. 25 % 
des Hausmülls wird heute bei der 
Beseitigung Energie gewonnen. 
Die Altglasvenwertung hat sich seit 
1975 mehr als verdoppelt. Die aus 
Hausmüll verwertete Eisenschrott­
menge ist in den letzten vier Jahren 
um mehr als 30 % gestiegen. Ähnli­
che Entwicklungen zeigten sich bei 
der Altreifenven/vertung und bei der 
Verwertung von gewerblichen 
Kunststoffabfällen.

Dies sind Erfolge unseres Äbfall- 
wirtschaftsprogramms, die durch 
Kooperation mit den betreffenden 
Branchen der Wirtschaft und bis­
lang ohne staatliche Lenkungs­
maßnahmen erreicht werden konn­
ten.

Auf dem Gebiet der Chemikalien 
hat das ebenfalls im vergangenen 
Jahr verabschiedete Chemikalien­
gesetz die gesetzlichen Grundla­
gen dafür geschaffen, daß Stoffe im 
Hinblick auf ihre mögliche Gefahr 
für Mensch und Umwelt einer vor­
sorglichen Prüfung unterzogen 
werden. Ein weiterer wichtiger Bei­
trag ist die im vergangenen Jahr er­
lassene Störfallverordnung nach
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dem Bundes-Immissionsschutzge­
setz, die eine erhebliche Verbesse­
rung der Vorsorgestrategie gegen 
Störfälle in der chemischen Indu­
strie bewirken soll.

Auch das Problem der Fluor­
chlorkohlenwasserstoffe, die die 
Ozonschicht der Erde gefährden, 
haben wir vorsorglich bereits früher 
als andere in Angriff genommen. 
Wir haben mit der Wirtschaft einen 
Stufenplan zur Einschränkung der 
Verwendung von Fluorchlorkohlen­
wasserstoffen für Spraydosen ver­
einbart. Ich möchte hinzufügen: 
Das Problem der Fluorchlorkohlen­
wasserstoffe bleibt auf der Tages­
ordnung. Wir werden intensiv dar­
auf hinwirken, daß weltweit die Ver­
wendung solcher Stoffe in Spraydo­
sen insgesamt gegen null tendiert.

Lärmschutz

Auch der Lärmschutz ist heute 
ein zentrales Thema der Umweltpo­
litik. 25 Mill. Mitbürger in unserem 
Land leiden, wie der Sachverstän­
digenrat für Umweltfragen festge­
stellt hat, unter Lärm. Lärmschutz 
ist ein gesundheitspolitisches 
Postulat. Lärmschutz ist aber auch 
ein soziales Postulat. Es sind vor al­
lem die einkommensschwächeren 
Bürger, die am Arbeitsplatz und in 
der Wohnung unter Lärm zu leiden 
haben.

Die Bundesrepublik hat, was den 
Lärmschutz anbelangt, schon eine 
Menge erreicht. Unter anderem un­
terliegen die Baumaschinen, die 
heute bei uns zugelassen werden, 
den schärfsten Geräuschgrenzwer­
ten. Auch die Probleme des Flug­
lärms haben wir im Rahmen des 
Möglichen in den Griff bekommen. 
Aber es ist noch vieles zu tun. W ei­
tere Maßnahmen sind in Angriff ge­
nommen. Dabei ist eine wichtige 
Grundlage das ,.Aktionsprogramm 
Lärmbekämpfung“ , das von mei­
nem Hause im Oktober 1978 vorge­
legt worden ist.
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Die reclitlichen Grundlagen für 
den Umweltschutz sind heute im 
wesentlichen vollständig. Das heißt 
allerdings keineswegs, daß wir An­
laß hätten, nun die Hände in den 
Schoß zu legen. Es wird weiterhin 
ganz erheblicher Anstrengungen 
bedürfen,

□  die geschaffenen Regelungen 
umzusetzen und zu vollziehen,

□  die Lücken zu schließen, die sich 
bei der Anwendung der geltenden 
Bestimmungen ergeben, und

□  das rechtliche Instrumentarium 
an neue Erkenntnisse und Entwick­
lungen anzupassen.

Vorsorgepolitik

Vor allem geht es aber nun in der 
zweiten Dekade der Umweltpolitik 
darum, zu einer konsequenten Um­
wettvorsorgepolitik überzugehen. 
Oft wird in der Tagespolitik die Ver­
antwortung für die Zukunft ver­
drängt. Die Zukunft ist noch kein 
Thema der Politik! Obwohl dies 
heute wichtiger ist als je zuvor. Sel­
ten hatten in der menschlichen Ge­
schichte Entscheidungen so weit­
reichende Folgen für unsere Um­
welt und damit für unsere Zukunft 
wie heute. Ich denke nur an die Ein­
führung neuer technologischer Ent­
wicklungen. Wir stellen allzu oft die 
Weichen, ohne uns vorher zu ver­
gewissern, wohin der Zug fährt.

Wir sind Zeugen einer weltweiten 
Akzeptanzkrise. Der alte Glaube, 
daß Technik a priori etwas Gutes 
ist, ist dahin. Der Fortschrittsglaube 
der 50er Jahre ist erschüttert. Inden 
50er Jahren hat der erfolgreiche 
Wiederaufbau der Bundesrepublik 
Deutschland entscheidend dazu 
beigetragen, diesen Staat in seiner 
Legitimität im Bewußtsein seiner 
Bürger zu festigen. Auf den Wieder­
aufbau und die mit ihm verbundene 
Entfaltung individueller Lebens­
chancen kam es dem Bürger ent­
scheidend an. Seit den 70er Jahren

Maßnahmen zum Umweltschutz
1968
-  Pflanzenschutzgesetz
1970
-  Sofortprogramm für den Umweltschutz
1971
-  Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm
-  Gesetz zur Verminderung von Luftverunreinigung durch Bleiverbindun­

gen in Ottokraftstoffen für Kraftfahrzeugmotore (Benzinbleigesetz)
-  Verabschiedung des Umweltprogramms der Bundesregierung
-  Erlaß über die Einrichtung eines Rates von Sachverständigen für Um­

weltfragen beim Bundesminister des Innern
1972
-  Dreißigstes Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 74 GG 

Umweltschutz)
-  Gesetz über die Beseitigung von Abfällen (Abfallbeseitigungsgesetz)
-  Tierschutzgesetz
1974
-  Erstes Umweltgutachten des Rates von Sachverständigen für Umwelt­

fragen
-  Änderung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm
-  Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft­

verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz)

-  Gesetz über die Einrichtung eines Umweltbundesamtes in Berlin
-  Gesetz über Umweltstatistiken
-  Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kos­

metischen Mitteln und sonstigen Bedarfsgegenständen (Lebensmittel­
und Bedarfsgegenständegesetz)

1975
-  Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft 

(Bundeswaldgesetz)
-  Futtermittelgesetz
-  Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter
-  Gesetz über die Umweltverträglichkeit von Wasch- und Reinigungsmit­

teln (Waschmittelgesetz)
-  Gesetz über die Beseitigung von Tierkörpern, Tierkörperteilen und tieri­

schen Erzeugnissen (Tierkörperbeseitigungsgesetz)
-  Grundsätze für die Prüfung der Umweltverträglichkeit öffentlicher Maß­

nahmen des Bundes
-  Abfallwirtschaftsprogramm der Bundesregierung
1976
-  Viertes Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes
-  Änderung des Gesetzes über Maßnahmen zur Sicherung der Ältölbesei- 

tigung (Altölgesetz)
-  Änderung des Äbfallbeseitigungsgesetzes
-  Umweltbericht ’76 - Fortschreibung des Umweltprogramms der Bundes­

regierung
-  Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Ab­

wasserabgabengesetz)
-  Änderung des Benzinbleigesetzes
-  Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz­

gesetz)
1977
-  Düngemittelgesetz
1978
-  Zweites Umweltgutachten des Rates von Sachverständigen für Umwelt­

fragen
-  Erster Immissionsschutzbericht der Bundesregierung
1979
-  Aktionsprogramm Lärmschutz für Straße und Schiene der Bundesre­

gierung
1980
-  Gesetz zum Schutz gegen Verkehrslärm an Straßen und Schienenwe­

gen (bislang nur vom Bundestag verabschiedet)
-  Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkriminalität
-  Gesetz zum Schutz vor schädlichen Stoffen (Chemikaliengesetz)
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wachsen Zweifel an einer einseiti­
gen Konsumorientierung. Es 
wächst das Bewußtsein für die Um­
weltgefahren. Das blinde Vertrauen 
in den technologischen Fortschritt 
kann deshalb nicht mehr Aus­
gangspunkt für eine verantwor­
tungsbewußte Umweltschutzpolitik 
sein.

Setzen auf soziale Akzeptanz

An seine Stelle muß das ständige 
Ringen um Vertrauen in die Glaub­
würdigkeit unserer Politik, um politi­
sche Legitimität treten. Vorsorge 
muß stärker als bisher auf soziale 
Akzeptanz setzen. Ihr Kern: Wir 
können niemals alle Folgen unserer 
Handlungen voraussehen. Wir 
müssen jedoch versuchen, die Fol­
gen neuer Technologien im voraus 
zu bewerten und die Ergebnisse 
dieser Bewertung in unsere Ent­
scheidungen und Planungen einzu­
beziehen.

Meine Partei, die Freien Demo­
kraten, hat sich auf ihrem Parteitag 
im Mai dieses Jahres intensiv mit 
diesen Problemen auseinanderge­
setzt. Sie hat dort e in ,,ökologisches 
Aktionsprogramm“ verabschiedet, 
in dem umweltpolitische Schutzzie­
le als ökologische Eckwerte formu­
liert werden. Die ökologischen Eck­
werte müssen die Grenze markie­
ren, an der eine Abwägung zwi­
schen Ökologie und Ökonomie 
nicht mehr möglich ist und an der 
sich damit ein absoluter Vorrang 
der Ökologie ergibt.

,Die Politik muß auch dort han­
deln, wo wissenschaftliche Er­
kenntnisse über Umweltgefahren 
noch unsicher und umstritten sind, 
wenn nicht unbehebbare Schäden 
entstehen sollen. Wer die notwen­
dige wissenschaftliche Debatte nur 
als willkommenes Argument für 
Verzögerungen beim Umwelt­
schutz gebrauchen will, der hat von 
den Gefahren, die unseren ökosy­
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stemen drohen, noch nichts begrif­
fen. Die Umweltpolitik muß auf der 
sicheren Seite bleiben und die öko­
logischen Eckwerte mit einem Si­
cherheitszuschlag zugunsten des 
Umweltschutzes versehen.

Ich möchte an einem Beispiel et­
was ausführlicher deutlich machen, 
was konkret unter dem Oberthema 
Umweltvorsorgepolitik in der lau­
fenden Legislaturperiode ansteht:

Verschärfte Auflagen im Bereich 
des Immissionsschutzes sind not­
wendig, wenn im Sinne der Umwelt­
vorsorge Freiräume für weitere In- 
dustrieansiedlungen geschaffen 
werden sollen.

Die Bundesregierung ist sich dar­
in einig, daß die früher einmal vor­
gesehene Novellierung des Bun- 
des-lmmissionsschutzgesetzes 
nicht mehr erforderlich ist, da be­
reits das richtungweisende Voerde- 
Urteil des Bundesverwaltungsge­
richts die für notwendig gehaltene 
Rechtssicherheit hergestellt hat. 
Mit Vorrang wird die Bundesregie­
rung aber die Technische Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft entspre­
chend den neuesten wissenschaft­
lichen Erkenntnissen fortschreiben. 
Die Schwerpunkte der Novelle, an 
der Bund und Länder zur Zeit mit 
Hochdruck arbeiten, werden sein

□  die Festlegung von weiteren Im­
missionswerten, insbesondere für 
ausgewählte Schwermetalle (z. B. 
Cadmium),

□  die Festlegung der Verfahren 
zur Ermittlung der vorhandenen Im­
missionsbelastung,

□  Emissionsbegrenzungen für 
karzinogene Substanzen.

Dabei werden die neuen Er­
kenntnisse der Schadstoffwir­
kungsforschung und die Auswir­
kungen sich abzeichnender neuer 
Technologien vor allem im Energie­
bereich konsequent berücksichtigt 
werden müssen.

Schwerpunkte

Eine Reihe anderer Schwerpunk­
te unserer Arbeit kann ich hier nur 
nennen:

□  die 2. Novelle zum Abfallbeseiti­
gungsgesetz und die darauf basie­
rende Klärschlamm-Verordnung, 
die darauf abzielt, eine sinnvolle 
Verwertung der bei der Abwasser­
reinigung anfallenden Klärschläm- 
me weiterhin zu ermöglichen, zu­
gleich aber den Übergang von 
Schadstoffen (Schwermetallen) in 
die Nahrungskette zu verhindern 
und die Tauglichkeit des Bodens 
zur Produktion von Lebens- und 
Futtermitteln auf Dauer zu erhalten,

□  die weitere Entwicklung der Ab- 
fallvenwertung und die Verringe­
rung des Abfallaufkommens aus 
Verpackungen,

□  die Vertiefung unserer Kenntnis­
se über Cadmium und andere 
Schwermetalle sowie Asbest und 
Folgerungen aus diesen Erkennt­
nissen,

□  weitere Anstrengungen im Ge­
wässerschutz, vor allem zur Ver­
minderung gefährlicher Stoffe wie 
Schwermetalle und organische Ha­
logenverbindungen; ganz beson­
ders auch weitere Anstrengungen 
zur Sanierung des Rheins, der Wer­
ra, der Elbe,

□  die Bekämpfung des Verkehrs­
lärms, bei der die schon angespro­
chenen Maßnahmen am Fahrzeug 
durch verkehrslenkende und ver­
kehrsordnende Vorschriften sowie 
durch Lärmschutzmaßnahmen an 
Verkehrswegen und an Gebäuden 
ergänzt werden müssen,

□  der Ausbau der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft.

Abschließend noch ein paar Wor­
te zum SpannungsverhäWms zwi­
schen Ökologie und Ökonomie: Ich 
möchte alle warnen, die glauben,

WIRTSCHAFTSDIENST 1981/VIII
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Umweltpolitik sei etwas für Schön­
wetterzeiten und ansonsten eine 
Spielwiese für Utopisten oder 
Phantasten. Solche Frontstellun­
gen nach dem Muster „Ökonomie 
kontra Ökologie“ sind kurzsichtig 
und gefährlich. Ich verschweige 
nicht, daß Umweltschutz Geld ko­
stet, aber: die Beseitigung von Um­
weltschäden ist viel teurer als Vor­
sorgemaßnahmen.

Die aus Gründen der Umweltvor­

sorge notwendigen Veränderungs­
prozesse im Bereich der Wirtschaft 
stehen nicht im Gegensatz zu wirt­
schaftlichen Interessen. Die Kon­
troverse ,,Umweltschutz und Ar­
beitsplätze“ ist vom Tisch. Umwelt­
schutz schafft und sichert Arbeits­
plätze. Umweltschutz ist auch eine 
Chance für die Erneuerung unserer 
Wirtschaftsstruktur. Die Erhaltung 
der Leistungsfähigkeit und der in­
ternationalen Konkurrenzfähigkeit

verlangt eine breite Modernisierung 
der Volkswirtschaft. Nur so erhält 
unsere Volkswirtschaft die notwen­
dige ,,technologische Vorsprung­
rente“ , wie Graf Lambsdorff dies 
formuliert hat. Alles spricht dafür, 
auch in konjunkturell schwierigen 
Zeiten die Umweltpolitik kontinu­
ierlich fortzuführen. Eine Stop-and- 
Go-Politik können wir uns hier auch 
aus wirtschaftlicher Sicht am aller­
wenigsten leisten.

Franz Schoser

Umweltpolitik mit geänderten Vorzeichen

Das Umweltprogramm der Bun­
desregierung von 1971 hat 

dem Umweltschutz zu Recht einen 
hohen Stellenwert eingeräumt. Die 
Grundprinzipien dieses Programms 
-  das Verursacherprinzip, das Vor­
sorgeprinzip und das Koopera­
tionsprinzip -  waren und sind von 
einer breiten politischen Zustim­
mung getragen. Auch die gewerbli­
che Wirtschaft -  der Hauptadres­
sat des Programms, wenngleich 
keineswegs der alleinige Verursa­
cher von Umweltproblemen -  hat 
das Umweltprogramm unterstützt, 
weil auch für sie die Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen we­
sentlicher Bestandteil der Zukunfts­
sicherung ist. Schließlich wurde 
auch das aus dem Umweltpro­
gramm entwickelte, umfangreiche 
Regelwerk aus Gesetzen, Verord­
nungen und Verwaltungsvorschrif­

ten im wesentlichen mit der Zustim­
mung aller großen politischen Par­
teien verabschiedet.

Dieser breite Konsens zu ab­
strakten Programmen und Vor­
schriften fällt aber auseinander, 
wenn es um konkrete Investitions­
projekte geht. Dies zeigt die lange 
Liste der behinderten, verzögerten 
oder gestoppten Projekte im Kraft­
werksbereich oder im Bereich von 
Infrastrukturmaßnahmen. Im Ein­
zelfall werden Zielkonflikte deutlich, 
die bei der Abfassung von abstrak­
ten Programmen und Gesetzen 
verbal überbrückt werden. In Zeiten 
hoher Wachstumsraten mochten 
solche Entwicklungen von vielen 
als vertretbar angesehen werden. 
Diese Zeit ist jedoch auf längere 
Sicht vorbei. Das Spannungsfeld 
der Umweltpolitik zur Wirtschafts­
und Beschäftigungspolitik ist aber

keineswegs ein nationales Pro­
blem. Die neue amerikanische Ad­
ministration stuft bereits Umwelt­
schutzprogramme zurück, um die 
Initiativkräfte der Wirtschaft zu för­
dern. Die folgenden Überlegungen 
sind als Beitrag für eine Neuorien­
tierung der Umweltpolitik unter ver­
änderten Rahmenbedingungen ge­
dacht.

Integration der Umweltpolitil<

Es ist ein großes Verdienst der 
Ökologen, gezeigt zu haben, daß 
die Natur als Grundlage allen Le­
bens nicht einfach ein Reservoir ist, 
aus dem man nach Belieben einzel­
ne Teile entnehmen kann. Die na­
türlichen Lebensgrundlagen sind 
vielmehr ein komplexes und kom­
pliziertes System von gegenseiti­
gen Abhängigkeiten. Oft wird je­
doch nicht erkannt, daß dies auch
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für die Wirtschaft zutrifft, mit der 
Folge, daß auch hier jeder Eingriff 
über netzartig verknüpfte Ursache- 
W irkungs-Beziehungen und Rück­
koppelungseffekte zu vielfältigen 
Auswirkungen führt.

Die Umweltpolitik muß deshalb in 
den Gesamtzusammenhang der 
Wachstums-, Energie- und Be­
schäftigungspolitik integriert wer­
den. Eine zu hohe Eingriffsintensi­
tät der Umweltpolitik gefährdet die 
soziale Stabilität durch die damit 
verbundenen wirtschaftlichen Ziel­
einbußen. Nur in einer wachsenden 
Wirtschaft ist deshalb ein Mehr an 
Umweltschutz finanzierbar und po­
litisch durchsetzbar. Ein wesentli­
cher Faktor ist hier die Erhaltung 
der internationalen Wettbewerbsfä­
higkeit der deutschen Wirtschaft. 
Die Wettbewerbsfähigkeit setzt sich 
aus vielen Bausteinen zusammen, 
zu denen unbestritten auch die um­
weltpolitischen Rahmenbedingun­
gen gehören. Die Summe der 
,,Bausteine“ ist entscheidend. Dies 
wird vielfach vergessen, wenn in­
ternational die Umweltschutzauf­
wendungen verschiedener Staaten 
isoliert im Verhältnis zu dem Brutto­
sozialprodukt dieser Länder vergli­
chen werden.

Umweltschutz und 
Arbeitsplätze

Ein Beispiel für eindimensionales 
Denken stellt die langjährige Dis­
kussion über die Frage dar, ob Um­
weltschutz Arbeitsplätze schaffe 
oder vernichte. Ich halte es für we­
nig sinnvoll, Arbeitsplätze zu zäh­
len, die durch Umweltschutzaufla­
gen wegfielen, weil dies nur das 
Blickfeld auf Ausnahmefälle ver­
engt. Ebenso zweifelhaft ist die Ge­
genrechnung, mit der die Schaffung 
von Arbeitsplätzen der Umweltpoli­
tik zugeordnet werden soll.

In den Jahren 1970 bis 1980 wur­
den 120 Mrd. DM für den Umwelt­

schutz ausgegeben. Beschäfti­
gungswirkungen sind hier vor allem 
durch gezielte Ausgabenprogram­
me der öffentlichen Hand erzielt 
worden. Man kann aber jede Mark 
nur einmal ausgeben. Die für den 
Umweltschutz aufgewendeten Mit­
tel gehen für andere Zwecke verlo­
ren. Ausgaben für den Umwelt­
schutz gehen zu Lasten des Ertrags 
und stehen damit für den produkti­
ven Investitionsbereich nicht zur 
Verfügung. Besonders betroffen ist 
unter Branchengesichtspunkten die 
Grundstoff- und Produktionsgüter­
industrie, deren Auslagerung in an­
dere Länder wohl niemand fordern 
wird. Bei einer Differenzierung nach 
Unternehmensgrößen ist festzu­
stellen, daß die mittleren, aber auch 
die kleinen Unternehmen relativ 
stärker als die Großunternehmen 
mit Kosten für den Umweltschutz 
belastet sind.

Diese Bemerkungen richten sich 
nicht gegen Umweltschutz und Um­
weltpolitik. Man soll nur nicht so tun, 
als könne man mit einer Verschär­
fung der Umweltpolitik Beschäfti­
gungsprobleme lösen.

Vorprogrammiertes
Vollzugsdefizit

Das umweltrechtliche Vorschrif­
tenwerk wird als kaum zu bewälti­
gende Gesetzesflut empfunden. 
Die Breite und Kompliziertheit die­
ses neu geschaffenen Rechts ha­
ben innerhalb kurzer Zeit sehr hohe 
Anforderungen an die Aufnahme- 
und Umsetzungskapazität der Voll­
zugsbehörden und der Wirtschaft, 
aber auch der Gerichtsbarkeit ge­
stellt. Das Formulieren und Verab­
schieden von Gesetzen kann zwar 
in relativ kurzen Zeiträumen ge­
schehen. Das Umsetzen der Ge­
setzesmaxime in praktische Ver­
waltungstätigkeit und insbesondere 
in technisches und wirtschaftliches 
Handeln ist aber nur in deutlich län­
geren Zeiträumen möglich.

Zu Verunsicherungen führen die 
von Umweltpolitikern immer stärker 
erhobenen Forderungen nach einer 
,,ökologischen Gesamtbetrach­
tung“ für alle Bereiche des Umwelt­
schutzes. So richtig eine solche 
,,ökologische Gesamtbetrachtung“ 
sein mag, so voreilig wäre es aber 
auch, schon jetzt an eine Umgestal­
tung des Umweltrechts heranzuge­
hen. Auch aus diesem Grunde be­
stehen erhebliche Bedenken ge­
genüber dem EG-Vorschlag zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung. Die 
Wirkungsforschung liefert noch 
kaum anerkannte und verwertbare 
Ergebnisse für eine ,,ökologische 
Gesamtbetrachtung“ . Mit den politi­
schen Forderungen nach einer 
,,ökologisch orientierten Umweltpo­
litik“ -  z. B. in Parteiprogrammen -  
werden aber Quasizusagen und Er­
wartungen geschaffen, die in ab­
sehbarer Zeit nicht eingelöst wer­
den können. Das ,,Vollzugsdefizit“ 
ist damit vorprogrammiert. In der 
Bevölkerung wächst die Ungeduld, 
mit der dann von Umweltpolitikern 
die Notwendigkeit vorsorglicher 
Maßnahmen begründet wird. Veröf­
fentlichungen über häufig wissen­
schaftlich nicht begründete Schad­
wirkungen bestimmter Stoffe för­
dern diese Entwicklung. Den staat­
lichen Instanzen, insbesondere 
dem Bundesminister des Innern 
und dem Umweltbundesamt, fällt 
bei der Auswahl und Kommentie­
rung von Veröffentlichungen eine 
besondere Verantwortung zu.

Gefährdete industrielle 
Standorte

Die Auswirkungen des gewach­
senen Umweltbewußtseins und des 
umfangreichen umweltrechtlichen 
Regelwerks werden vor allem bei 
der Standortfindung für Großvorha­
ben deutlich, die heute einem 
Abenteuer gleicht. Gleichgültig ob 
es sich um große industrielle Unter­
nehmungen, um Kraftwerke, um 
Abfalldeponien, nukleare Entsor­
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gungsanlagen oder um Infrastruk­
turmaßnahmen im Verkehrsbereich 
handelt, niemand will solche Ein­
richtungen in seiner Nähe haben. 
Das St. Florians-Prinzip verbündet 
sich mit einer zunehmenden Tech­
nologiefeindlichkeit.

Selbst bestehende Standorte von 
Großunternehmen und mittelstän­
discher Industrie sind bedroht. 
Durch einen Bebauungsplan abge­
sicherte Standorte sind die Ausnah­
me. Beispielsweise verfügen in 
Nordrhein-Westfalen nur 30 % der 
industriellen Standorte über einen 
rechtskräftigen Bebauungsplan. 
Soweit Bebauungsplanverfahren 
überhaupt für solche Standorte in 
Gang gesetzt werden, bleibt es in 
der Regel beim Versuch; das Licht 
der Rechtskraft erleben solche Plä­
ne nur in Ausnahmefällen. Die Fol­
ge für die Unternehmen sind erheb­
liche Unsicherheiten über die Ent­
wicklungsfähigkeit des Unterneh­
mens an diesem Standort. Unter so 
unsicheren Rahmenbedingungen 
ist es schwer, Investitionsentschei­
dungen für vom Markt und vom 
technischen Fortschritt geforderte 
Ersatz-, Rationalisierungs-, Moder- 
nisierungs- oder Enweiterungsinve- 
stitionen zu fällen und die Odyssee 
des Genehmigungsverfahrens zu 
starten. Vor diesem Hintergrund 
sind Versuche nur zu begrüßen, die 
Beplanbarkeit von bestehenden in­
dustriellen Standorten, die nicht 
selten in ,,Gemengelagen“ liegen, 
durch eine Anpassung der Vor­
schriften für die Planung zu erleich­
tern.

Absicherung der 
Energiepolitil<

Es ist umstritten, ob die Vorschrif­
ten des Atomrechts und des Bau­
planungsrechts leistungsfähig ge­
nug sind, um die drängenden Fra­
gen der Entsorgung, des Brenn­
stoffkreislaufs und der Genehmi­
gungsverfahren für Kernkraftwerke
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in vertretbaren Zeiträumen zu lö­
sen. Nur beispielhaft sei auf die Ab­
hängigkeiten von der Standortge­
meinde hingewiesen, die mit der 
Beschlußfassung über den notwen­
digen Bebauungsplan nach gelten­
dem Recht maßgebliche Entschei­
dungsgewalt in der Hand hat.

Aber auch die von der Bundesre­
gierung bisher verfolgte Kohlevor­
rang-Politik hat offene Flanken im 
Umweltrecht. Kohlekraftwerke und 
Kohleveredelungsanlagen unterlie­
gen dem Genehmigungsverfahren 
nach dem Bundesimmissions­
schutzgesetz. Dieses Gesetz räumt 
nicht nur dem Schutz der menschli­
chen Gesundheit, sondern auch 
dem Schutz vor erheblichen Belä­
stigungen und dem Schutz von 
Pflanzen, Tieren und anderen 
Sachgütern den Vorrang vor ande­
ren Belangen des Gemeinwohls 
ein. Dabei lädt der -  zentrale -  un­
bestimmte Rechtsbegriff der 
,,schädlichen Umwelteinwirkun­
gen“ zu laufenden Ausdehnungen 
dieses Vorrangkonzeptes ein. Auf 
mehr Rechtssicherheit und Güter­
abwägung waren deshalb die in der 
letzten Legislaturperiode geschei­
terten Bemühungen um eine Novel­
lierung des Bundesimmissions­
schutzgesetzes gerichtet. Die Bun­
desregierung hält jetzt eine Novel­
lierung des Gesetzes nicht mehr für 
erforderlich. Mit der Novellierung ei­
ner Verwaltungsvorschrift -  der 
TA Luft -  soll der angesammelte 
Streitstoff aufgearbeitet und die für 
alle Beteiligten notwendige Rechts­
sicherheit geschaffen werden. Ob 
dies gelingt, werden die kommen­
den Entwürfe zeigen.

Zu den bereits jetzt bestehenden 
Investitionshemmnissen soll nun 
noch die Verbandsklage hinzuge­
fügt werden. Schon das geltende 
Recht gibt dem individuellen Kläger 
weitreichende Möglichkeiten, öf­
fentliche oder private Investitionen 
durch verwaltungsgerichtliche Kla­

gen zu verzögern oder gar zu ver­
hindern. Dies ist sicher nicht unpro­
blematisch, zumal es z. B. in den 
anderen Mitgliedstaaten der EG ei­
nen mit dem deutschen Recht ver­
gleichbaren Individualrechtsschutz 
nicht gibt. Die Verbandsklage ver­
stärkt noch diesen Zug in die fa l­
sche Richtung. Darüber hinaus be­
vorzugt sie Umweltverbände im 
Konzert der Interessen und Mei­
nungen, die von den Behörden bei 
Genehmigungsentscheidungen 
abgewogen werden müssen. Sol­
che politischen und rechtlichen Vor­
rechte für Umweltverbände bela­
sten das Investitionsklima. Die Ver­
bandsklage demotiviert dort, wo 
Motivation dringend notwendig wä­
re.

Mehr marl<twirtschaftliche 
Lösungen

Durch umweltpolitische Rah­
menbedingungen werden struktu­
relle Anpassungsprozesse ausge­
löst. Bei neuen umweltpolitischen 
Maßnahmen muß geprüft werden, 
ob die strukturelle Anpassung in der 
vorgesehenen Zeit von der Gesell­
schaft insgesamt verkraftet werden 
kann. Wichtig ist die Auswahl von 
Prioritäten und die Auswahl des In­
struments, das die geringsten 
volkswirtschaftlichen Kosten verur­
sacht. Dabei sind marktwirtschaftli­
che Alternativen zu staatlichen Ge­
boten und Auflagen zu prüfen. Die 
Maßnahmen der Wirtschaft im Rah­
men des Abfallwirtschaftspro­
gramms und zur Reduzierung der 
Anwendung von Fluorköhlenwas­
serstoffen und die AbfaUbörse der 
Industrie- und Handelskammern 
sind Beispiele für kooperative Lö­
sungen. Auch weitergehende, 
marktwirtschaftlich begründete 
Denkansätze sollten ernsthaft ge­
prüft werden, um Umweltpolitik 
auch unter veränderten Vorzeichen 
konsequent weiterführen zu kön­
nen.
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